Deutscher Bundestag 
2.Wahlperiode 
1953 


Drucksache 837 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für den Lastenausgleich 
(20. Ausschuß) 

über den von der Fraktion des GB/BHE eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Lasten ausgleichsgesetzes 

- Drucksache 344 - 

und den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Lastenausgleichs- 
gesetzes und des Feststellungsgesetzes 

- Drucksache 571 - 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Kuntscher 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf — Drucksachen 344,571 — in der nachstehenden 
Fassung mit der Überschrift „Entwurf eines Gesetzes über die 
Gewährung von Vorschußzahlungen an Empfänger von Unter- 
haltshilfe nach dem Lastenausgleichsgesetz (VorschG LAG)“ zuzu-- 
stimmen. 


Bonn, den 22 , September 1954 


Der Ausschuß für den Lastenausgleich 

Kunze (Bethel) Kuntscher 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon 3551 



Beschlüsse des 2 0. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Gewährung von Vorschußzahlungen an Empfänger 
von Unterhaltshilfe nach dem Lastenausgleichsgesetz 
(VorschG LAG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 
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Gewährung von Vorschußzahlungen 

(1) Empfängern von Unterhaltshilfe und 
von Beihilfen zum Lebensunterhalt nach dem 
Lastenausgleichsgesetz werden für die Zeit 
vom 1. Juli 1954, frühestens jedoch vom 
Zeitpunkt ihrer Einweisung ab bis zum In- 
krafttreten einer gesetzlichen Regelung über 
die Erhöhung der Sätze der Unterhaltshilfe 
zusätzlich monatliche Vorschußzahlungen aus 
Mitteln des Ausgleichsfonds in folgender 
Höhe gewährt: 

a) für den Berechtigten 15, — Deutsche Mark, 

b) für zuschlagsberech- 
tigte Ehegatten oder 

Pflegepersonen . . 12,50 Deutsche Mark, 

c) für jedes zuschlags- 
berechtigte Kind und 

für Vollwaisen . . . 7,50 Deutsche Mark. 

(2) Empfängern von Unterhaltshilfe nach 
§ 274 des Lastenausgleichsgesetzes werden 
monatliche Vorschußzahlungen bis zu 
15 Deutsche Mark bei Alleinstehenden und 
bis zu 27,50 Deutsche Mark bei Verheirate- 
ten insoweit gewährt, als die weggefallenen 
monatlichen Zahlungen zuzüglich 20 vom 
Hundert die Sätze der Unterhaltshilfe nach 
§ 269 des Lastenausgleichsgesetzes übersteigen. 

(3) Auf die Vorschußzahlungen finden die 
Vorschriften über die Unterhaltshilfe nach 


dem Lastenausgleichsgesetz sinngemäß An- 
wendung. Bei der Berechnung nach den §§270 
Abs. 2, 274 Abs. 2 letzter Halbsatz sowie 
280 Abs. 3 und 4 des Lastenausgleichsgesetzes 
bleiben die Vorschußzahlungen unberücksich- 
tigt. Bei der Anwendung des § 292 Abs. 4 und 5 
des Lastenausgleichsgesetzes sind die Sätze der 
Unterhaltshilfe nach § 269 des Lastenaus- 
gleichsgesetzes zugrunde zu legen; die Vor- 
schußzahlungen können soweit übergeleitet 
werden, daß dem Unterhaltshilfeempfänger 
ein Fünftel der Sätze des § 269 des Lasten- 
ausgleichsgesetzes verbleibt. 

(4) Die Vorschußzahlungen werden mit 
dem Inkrafttreten der in Absatz 1 genannten 
gesetzlichen Regelung Unterhaltshilfeleistun- 
gen und zu diesem Zeitpunkt mit dem An- 
spruch auf Unterhaltshilfe verrechnet. Ent- 
sprechendes gilt für die Vorschußzahlungen 
an Empfänger von Beihilfen zum Lebens- 
unterhalt. 


§ 2 


Anwendung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der §§ 12 
Abs. 1 und 13 Abs. 1 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 
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Inkrafttreten 


Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 



